
ländischen Union ist nicht bereit, ein solches Risiko einzugehen. Zuviel steht
auf dem Spiel, für unsere Bevölkerung, für unsere Wirtschaft, für Liechten-
stein.
Unsere Fraktion spricht sich daher für folgendes weitere Vorgehen aus:
1. Wir werden heute dem EWR-Abkommen zustimmen, weil wir überzeugt
sind, die für unser Land beste und sicherste Alternative zu wählen.
2. Wir beauftragen die Fürstliche Regierung, über das EWR-Abkommen eine
Volksabstimmung anzuberaumen. Eine Volksabstimmung scheint uns aus
terminlichen und aus staatspolitischen Ueberlegungen angezeigt. Termin-
lich deswegen, weil nach der Zustimmung im Landtag wohl mit einem Refe-
rendum gerechnet werden müsste, und ein solches Referendum uns zeitlich
in einen Engpass brächte. Denn es wäre aussenpolitisch wohl kaum verständ-
lich, wenn der Europäische Wirtschaftsraum ausgerechnet wegen dem klei-
nen Liechtenstein nicht auf den 1.1.1993 in Kraft treten könnte. Aus staatspo-
litischen Ueberlegungen ist eine Volksabstimmung sinnvoll, weil diese wich-
tige Entscheidung vom ganzen Volk getragen werden sollte.
3. Diese Volksabstimmung ist so anzusetzen, dass wir den Gleichschritt mit
der Schweiz sicherstellen können, das heisst, nach dem 6. Dezember 1992. [...]

Debatte zum Bericht und Antrag betreffend das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-

raum (Abstimmung) (Nr. 46/1992), Votum Abg. Reinhard Walser, Landtagsprotokolle 1992, Band

III, Seite 1449.

[...] Präsident Dr. Karlheinz Ritter:
Meine Dame, meine Herren. Bei 24 Abstimmenden haben 19 Abgeordnete
dem Abkommen zugestimmt und 5 Abgeordnete lehnen es ab.
Es ist der Antrag gestellt worden, die Regierung mit der Anberaumung einer
Volksabstimmung zu beauftragen. Wer damit einverstanden ist, möchte die
Hand erheben. 
Abstimmung: einhellige Zustimmung. 

Präsident Dr. Karlheinz Ritter:
Sodann ist die Anregung gemacht worden, der Regierung zu empfehlen, den
Termin dieser Volksabstimmung nach dem schweizerischen Termin festzu-
setzen.

Abg. Dr. Ernst Walch:
Herr Präsident, meine Dame und Herren. Wie Sie aufgrund der Veröffentli-
chung der Position des Landesausschusses der Fortschrittlichen Bürgerpartei
wissen, ist auch die Fraktion der Fortschrittlichen Bürgerpartei der Meinung,
dass der Abstimmungstermin der Volksabstimmung nach dem der Schweiz
der Regierung empfohlen werden soll.

Präsident Dr. Karlheinz Ritter:
Ich nehme zur Kenntnis, dass diese Empfehlung aufgrund der Aeusserungen
der Fraktionssprecher einhellig ist. 

Debatte zum Bericht und Antrag betreffend das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-

raum (Abstimmung) (Nr. 46/1992), Landtagsprotokolle 1992, Band III, Seite 1494f.

EWR: Wie geht es jetzt weiter?
[...] Fürst Hans-Adam II. hatte schon vor Monaten erklärt, dass er eine

EWR-Abstimmung vor der Schweiz bevorzugen würde. Ausserdem kündigte
er an, dass er im Falle einer Übereinstimmung von Regierung und Landtag,
den Abstimmungstermin erst nach der Schweiz festzulegen, unverzüglich
der Regierung den Auftrag geben werde, bei den zuständigen Stellen in Brüs-
sel ein EG-Beitrittsgesuch anzumelden. [...]
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